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Datum -

Â 

I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
26.11.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

G r Ã¼ n d e :

I.

Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die
Bewilligung einer MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation in Form einer
stationÃ¤ren Anschlussrehabilitation (hÃ¤ufig dafÃ¼r synonym verwendeter Begriff:
Anschlussheilbehandlung, abgekÃ¼rzt AHB).

Der im Jahr 1948 geborene Antragsteller und BeschwerdefÃ¼hrer (im Folgenden:
Antragsteller) bezieht Altersrente und ist bei der Antragsgegnerin und
Beschwerdegegnerin (im Folgenden: Antragsgegnerin) gesetzlich gegen Krankheit
versichert. Er leidet u.a. unter einer fortgeschrittenen sensomotorischen
Polyneuropathie entzÃ¼ndlicher Genese im Sinne einer CIDP, erheblichen
Beschwerden im Bereich der WirbelsÃ¤ule, einem Restless-legs-Syndrom, Diabetes
mellitus und COPD mit Schlafapnoesyndrom. Seit 2015 fÃ¼hrte er insgesamt zehn
MaÃ�nahmen der medizinischen Rehabilitation, Ã¼berwiegend auf dem Gebiet der
OrthopÃ¤die, einmal der Neurologie, durch, davon neun als stationÃ¤re
Anschlussheilbehandlungen und eine als ambulante Rehabilitation.

Beginnend im Juni 2020 wurde der Antragsteller, nachdem er im Jahr 2018 bereits
entsprechend therapiert worden war, bei Zunahme der Kraftlosigkeit wegen der
sensomotorischen Polyneuropathie mit intravenÃ¶sen Immunglobulingaben im
Klinikum C-Stadt behandelt. Die Immunglobulingaben wurden dem Antragsteller bei
insgesamt sechs (in der Regel zwei- bis viertÃ¤gigen und im Monatsrhythmus
stattfindenden) stationÃ¤ren Krankenhausaufenthalten verabreicht. Die letzte
Behandlung fand im Dezember 2020 statt.

Mit Eingang bei der Antragsgegnerin am 22.06.2020 beantragte der Antragsteller
wÃ¤hrend der ersten stationÃ¤ren Immunglobulingabe Ã¼ber den Sozialdienst des
Klinikums C-Stadt bei der Antragstellerin unter Verwendung des Formblatts
â��Antrag auf Anschlussrehabilitationâ�� eine neurologische stationÃ¤re
Anschlussrehabilitation, wobei er den Wunsch Ã¤uÃ�erte, die
Anschlussrehabilitation im Neurozentrum N., Bad E., durchfÃ¼hren zu kÃ¶nnen. Im
anliegenden Ã¤rztlichen Befundbericht â�� â��Anlage zum Antrag auf
Anschlussrehabilitationâ�� â�� gab der behandelnde Arzt des Klinikums C-Stadt an,
dass die Krankenhausbehandlung mit Aufnahme am 17.06.2020 begonnen habe
und der KlÃ¤ger voraussichtlich am 23.06.2020 entlassen werde. Die
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Anschlussrehabilitation solle â��frÃ¼hestens am 01.07.20, weil stationÃ¤râ��,
erfolgen, wobei die stationÃ¤re DurchfÃ¼hrung mit der MultimorbiditÃ¤t des
Antragstellers begrÃ¼ndet wurde.

Diesen Antrag lehnte die Antragsgegnerin mit Bescheid vom 30.06.2020 ab; eine
stationÃ¤re Rehabilitation sei nicht erforderlich, da eine ambulante Behandlung am
Wohnort ausreiche. Sie stÃ¼tzte sich dabei auf die EinschÃ¤tzung des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK). Dieser hatte in seiner
Stellungnahme vom 26.06.2020 eine stationÃ¤re neurologische
Anschlussrehabilitation nicht befÃ¼rwortet. Zwar seien eine generelle
RehabedÃ¼rftigkeit und -fÃ¤higkeit beim Antragsteller nachvollziehbar, ambulante
MaÃ�nahmen seien jedoch nicht ausgeschÃ¶pft. DarÃ¼ber hinaus sei eine positive
Prognose, durch eine rehabilitative MaÃ�nahme eine signifikante und nachhaltige
Besserung zu erreichen, erheblich zu bezweifeln. Facharztbehandlung und
optimierte Heilmitteltherapie sowie eine multimodale Schmerztherapie nebst
unterstÃ¼tzenden psychosozialen MaÃ�nahmen seien angeraten.

Dagegen legte der Antragsteller mit Schreiben vom 21.07.2020 Widerspruch ein. Es
handele sich â�� so der Antragsteller â�� bei der beantragten â��MaÃ�nahme um
keine Reha, sondern um eine AHBâ��, gefordert von der Klinik in C-Stadt. Er leide
unter einer schweren Erkrankung und das Krankheitsbild habe sich signifikant
verschlechtert. Somit sei eine ambulante Behandlung nicht mÃ¶glich.

Den Widerspruch wies die Antragsgegnerin nach Einholung eines weiteren
sozialmedizinischen Gutachtens des MDK vom 14.08.2020 mit
Widerspruchsbescheid vom 21.09.2020 zurÃ¼ck. In seinem Gutachten hatte der
MDK erneut darauf hingewiesen, dass die medizinische Notwendigkeit einer
Anschlussrehabilitation nicht zu erkennen sei. Eine Besserung des Krankheitsbildes
des Antragstellers sei nur mit einer Immunglobulingabe zu erwarten.
Heilmitteltherapien wie Physiotherapie und Ergotherapie wÃ¼rden im Anschluss an
eine Immunglobulingabe eingesetzt, um eine Stabilisierung zu erreichen. DafÃ¼r
seien wohnortnahe TherapiemÃ¶glichkeiten ausreichend und zweckmÃ¤Ã�ig; die
DurchfÃ¼hrung in einer auf das Krankheitsbild des KlÃ¤gers spezialisierten
Einrichtung sei nicht erforderlich.

Am 30.09.2020 erhob der Antragsteller durch seine BevollmÃ¤chtigten Klage zum
Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG).

Am 13.10.2020 hat er den Erlass einer einstweiligen Anordnung beantragt.

Auf Nachfrage des SG hat der Chefarzt der Neurologie des Klinikums C-Stadt mit
Schreiben vom 13.11.2020 mitgeteilt, dass die mit sechs Immunglobulingaben (=
Zyklus) vereinbarte Therapie des KlÃ¤gers noch nicht abgeschlossen sei. Unter der
aktuell laufenden Immunglobulintherapie sei eine stationÃ¤re neurologische
Anschlussheilbehandlung â��eher nicht sinnvollâ��, mÃ¶glicherweise aber nach
Abschluss des Immunglobulin-Zyklus. â��Eventuellâ�� sei nach Abschluss des
aktuellen Zyklus der Immunglobulintherapie eine neurologische
Anschlussheilbehandlung erforderlich.
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Mit Beschluss vom 26.11.2020 hat das SG den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung abgelehnt. Zum Entscheidungszeitpunkt sei â�� so das SG â�� weder
ein Anordnungsanspruch noch ein Anordnungsgrund gegeben. Dass ein Anspruch
auf GewÃ¤hrung einer Anschlussrehabilitation nicht bestehe, ergebe sich schon
daraus, dass sich die Rehabilitation an eine vorangegangene akute Heilbehandlung
anschlieÃ�e, diese aber nach der Auskunft des Chefarztes des Klinikums C-Stadt
noch nicht beendet sei. Da derzeit eine Anschlussrehabilitation sinnvollerweise nicht
stattfinden kÃ¶nne, bestehe auch keine EilbedÃ¼rftigkeit fÃ¼r ihre DurchfÃ¼hrung
und somit kein Anordnungsgrund.

Gegen diesen Beschluss haben die BevollmÃ¤chtigten des Antragstellers mit
Schriftsatz vom 01.12.2020, eingegangen beim SG am 02.12.2020, Beschwerde
zum Bayer. Landessozialgerichts (LSG) eingelegt und die Beschwerde wie folgt
begrÃ¼ndet:

Der Antragsteller leide unter zahlreichen chronischen Erkrankungen. Aufgrund der
fortgeschrittenen sensomotorischen Polyneuropathie entzÃ¼ndlicher Genese im
Sinne einer CIDP finde seit Juli 2020 einmal monatlich im Klinikum C-Stadt unter
stationÃ¤ren Bedingungen eine Immunglobulintherapie statt. Die dort
behandelnden Ã�rzte hÃ¤tten dem Antragsteller eine neurologische
Rehabilitationsbehandlung dringend angeraten. Entgegen der Ansicht des SG sei es
ohne weiteres mÃ¶glich, zwischen den jeweiligen stationÃ¤ren
Behandlungsterminen fÃ¼r die Immunglobulingabe eine stationÃ¤re Reha von drei
Wochen durchzufÃ¼hren. Die letzte stationÃ¤re Behandlung im Rahmen des
Behandlungszyklus finde am 11.12.2020 statt. Unter Zugrundelegung des
Befundberichts des Klinikums C-Stadt vom 13.11.2020 sei eine stationÃ¤re
neurologische RehabilitationsmaÃ�nahme eventuell nach Abschluss des aktuellen
Zyklus der Immunglobulintherapie notwendig. Bereits am 03.08.2020 habe der
Chefarzt des Klinikums C-Stadt eine neurologische Rehabilitationsbehandlung
dringend angeraten. Eine neurologische Anschlussheilbehandlung sei aufgrund des
beim Antragsteller vorliegenden Erkrankungsbildes aus medizinischen GrÃ¼nden
erforderlich. Der Antragsteller leide unter zahlreichen schweren Erkrankungen auf
neurologischem und orthopÃ¤dischem Fachgebiet. Es sei mit einem progredienten
Krankheitsverlauf zu rechnen. Ohne gezieltes Muskelaufbautraining werde sich die
MobilitÃ¤t des Antragstellers weiterhin erheblich verschlechtern, sodass der
Antragsteller dann voraussichtlich auf die Benutzung eines Rollstuhls angewiesen
sei und pflegebedÃ¼rftig werde. Bereits im Jahr 2018 habe der Antragsteller von
einer stationÃ¤ren neurologischen Anschlussheilbehandlung sehr profitiert. Alle
bereits stattgefundenen stationÃ¤ren Anschlussheilbehandlungen seien medizinisch
notwendig gewesen, durch die behandelnden Ã�rzte verordnet und schlieÃ�lich
auch von der Antragsgegnerin genehmigt worden. Nach EinschÃ¤tzung des
Antragstellers werde es bei Fehlen einer stationÃ¤ren neurologischen
Anschlussheilbehandlung zu einem rapiden Muskelabbau kommen, der weitere
Operationen im Bereich der WirbelsÃ¤ule nach sich ziehen werde. Ambulante
RehamaÃ�nahmen seien nicht ausreichend. Der Antragsteller benÃ¶tige ein
multimodales Behandlungskonzept, welches er aufgrund der gegebenen schweren
chronischen Erkrankungen noch absolvieren kÃ¶nne. FÃ¼r die Behandlung der
Erkrankung des Antragstellers gebe es bundesweit nur sehr wenige spezialisierte
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Ã�rzte und Einrichtungen.

Beigelegt haben die BevollmÃ¤chtigten eine Stellungnahme des KlÃ¤gers vom
02.11.2020. Darin hat dieser ausgefÃ¼hrt, dass er sich des Ã�fteren stationÃ¤ren
Behandlungen habe unterziehen mÃ¼ssen, wobei anschlieÃ�end die von den
Kliniken eingeleiteten notwendigen NachbehandlungsmaÃ�nahmen mittels einer
Anschlussheilbehandlung in den entsprechenden Rehaeinrichtungen erfolgt seien,
um eine PflegebedÃ¼rftigkeit zu umgehen und die selbststÃ¤ndige
Alltagskompetenz zu erhalten. Diese notwendigen MaÃ�nahmen als wohlwollende
GefÃ¤lligkeit darzulegen, als Urlaub sozusagen, sei von der Antragsgegnerin sehr
hÃ¶hnisch formuliert. Nach den jeweiligen Aufenthalten in den Rehaeinrichtungen
seien deutliche Verbesserungen eingetreten, die ca. acht bis zehn Monate gedauert
hÃ¤tten; diese Rehaaufenthalte mÃ¼ssten alle zwei Jahre wiederholt werden. Was
eine ambulante Reha angehe, habe er versucht, sich diese verschreiben zu lassen,
aber nur Verordnungen fÃ¼r Krankengymnastik erhalten. Massagen und
Ergotherapie seien ihm nicht verschrieben worden, weil die Antragsgegnerin diese
nicht mehr bezahle. Er habe sich daher selbst geholfen und viele sportliche GerÃ¤te
angeschafft, um zu Hause einige Ã�bungen und ein wenig Muskelaufbau zu
tÃ¤tigen, und zwar unter Anleitung seiner Ehefrau, die Ã�rztin der OrthopÃ¤die der
S.-Klinik sei. Selbst wenn er die von der Antragsgegnerin angegebenen
Anwendungen erhalten hÃ¤tte, wÃ¤re es ihm nicht mÃ¶glich und zumutbar
gewesen, diese Einrichtungen tÃ¤glich mehrfach fÃ¼r Termine zu erreichen, da er
ohne Hilfsmittel nur noch 50 m am StÃ¼ck gehen kÃ¶nne. Er mÃ¼sse einen
Fahrdienst in Anspruch nehmen. In der Neuroklinik Bad E., in der er im Jahr 2015
eine Anschlussheilbehandlung durchgefÃ¼hrt habe, habe er aber die
verschiedensten Anwendungen erhalten. Eine solche umfangreiche Therapiedichte
kÃ¶nne niemals in ambulanten Einzeltherapie-Settings erbracht werden. In Bad E.
sei alles komprimiert an einem Ort und gezielt auf seine neurologische
Autoimmunerkrankung zugeschnitten.

Die Antragsgegnerin hat mit Schreiben vom 15.12.2020 erwidert, dass keinerlei
EilbedÃ¼rftigkeit fÃ¼r den Antragsteller bestehe. Es stÃ¼nden alternativ
zahlreiche BehandlungsmÃ¶glichkeiten sofort zur VerfÃ¼gung. Der aktuelle
Behandlungszyklus (mit Immunglobulingabe) habe zu einer Linderung der
neurologischen Beschwerden gefÃ¼hrt; diese stationÃ¤re Behandlungsform kÃ¶nne
jederzeit fortgefÃ¼hrt werden, wenn dies medizinisch erforderlich sei. Neben der
Therapie mit Immunglobulinen kÃ¶nne die regelmÃ¤Ã�ige Inanspruchnahme der
ambulanten Krankenbehandlungen am Wohnort zur Stabilisierung und
Verbesserung des neurologischen Gesundheitszustands des Antragstellers
beitragen. Beim neurologischen Krankheitsbild CIDP seien eine regelmÃ¤Ã�ige
ambulante neurologische Krankengymnastik und ambulante Ergotherapie ein- bis
zweimal pro Woche medizinischer Standard. Das Neurozentrum N. habe dem
Antragsteller in seinem Kurzbericht vom 15.01.2018 die DurchfÃ¼hrung von
Rehabilitationssport (bzw. Funktionstraining) oder Herzsport empfohlen. Seit der
Entlassung aus der Rehabilitation am 17.01.2018 habe der Antragsteller aber weder
Rehabilitationssport (Herzsport) noch Ergotherapie noch neurologische
Krankengymnastik im ambulanten Bereich wahrgenommen. Im Jahr 2020 habe
vereinzelt Krankengymnastik stattgefunden, dies aber hauptsÃ¤chlich wegen der
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orthopÃ¤dischen Beschwerden. Genau diese regelmÃ¤Ã�ige DurchfÃ¼hrung
notwendiger ambulanter Heilmitteltherapie und die regelmÃ¤Ã�ige Teilnahme am
Rehabilitationssport kÃ¶nnten aber neben einer mÃ¶glichen FortfÃ¼hrung der
Therapie mit Immunglobulinen die neurologischen Beschwerden des Antragstellers
lindern und seinen Gesundheitszustand stabilisieren und verbessern. Eine
stationÃ¤re neurologische (Anschluss-)Rehabilitationsleistung sei dafÃ¼r nicht
erforderlich. Ein Anordnungsanspruch sei schon deshalb nicht gegeben, weil die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r eine stationÃ¤re neurologische
(Anschluss-)Rehabilitationsleistung nicht erfÃ¼llt seien. Die vorrangigen
ambulanten Krankenbehandlungen am Wohnort seien grÃ¶Ã�tenteils weder in
Anspruch genommen noch ausgeschÃ¶pft worden. Eine dringende medizinische
Notwendigkeit fÃ¼r eine vorzeitige stationÃ¤re neurologische
RehabilitationsmaÃ�nahme vor Ablauf der Vier-Jahres-Frist ergebe sich somit nicht.

Mit Schriftsatz vom 28.01.2021 haben die BevollmÃ¤chtigten des Antragstellers
mitgeteilt, dass sich der Antragsteller corona-bedingt in stationÃ¤rer (teils
intensivmedizinischer) Behandlung befunden habe (Beginn am 25.12.2020). Zur
Behandlung mit Immunglobulingaben haben die BevollmÃ¤chtigten mitgeteilt, dass
die letzte Immunglobulingabe im Dezember 2020 erfolgt sei und danach eine
klinische und elektrophysiologische Evaluierung stattgefunden habe. Der
behandelnde Chefarzt des Klinikums C-Stadt befÃ¼rworte eine intensive
physiotherapeutische Behandlung im Rahmen einer stationÃ¤ren Rehabilitation aus
medizinischen GrÃ¼nden dringend. Die (ambulant) behandelnden Ã�rzte hÃ¤tten
dem KlÃ¤ger ausschlieÃ�lich Krankengymnastik verordnet, was der KlÃ¤ger auch
wahrgenommen habe. Diese ambulante Versorgung am Wohnort sei jedoch nicht
ausreichend; erforderlich sei eine hohe Therapiedichte. BeigefÃ¼gt war ein
Arztbrief des Klinikums C-Stadt an die Ehefrau des KlÃ¤gers als Ã�rztin in der
S.-Klinik Bad S. vom 27.01.2021, in dem Folgendes berichtet worden war: Nach der
Evaluierung sei beschlossen worden, die Immunglobulintherapie zum jetzigen
Zeitpunkt auszusetzen und den spontanen Ablauf abzuwarten. Im Falle einer
sekundÃ¤r relevanten Verschlechterung werde der Antragsteller erneut einbestellt.
Ein zusÃ¤tzlicher Aspekt der Symptomatik des Antragstellers seien die
ausgeprÃ¤gten degenerativen VerÃ¤nderungen der gesamten WirbelsÃ¤ule. Diese
ausgeprÃ¤gten degenerativen VerÃ¤nderungen kÃ¶nnten fÃ¼r die Beschwerden,
wie sie der Antragsteller schildere, partiell als ursÃ¤chlich angesehen werden.
Insofern sei eine intensive physiotherapeutische Behandlung im Rahmen einer
stationÃ¤ren Rehabilitation aus medizinischen GrÃ¼nden dringend erforderlich.

Die Antragsgegnerin hat mit Schreiben vom 02.02.2021 darauf hingewiesen, dass
der bisherige Vortrag des Antragstellers nicht nachvollziehbar sei.
StreitgegenstÃ¤ndlich sei eine vorzeitige stationÃ¤re neurologische
Anschlussrehabilitation, wohingegen im Befundbericht vom 27.01.2021
degenerative RÃ¼ckenbeschwerden, also orthopÃ¤dische Diagnosen beschrieben
worden seien. Nun solle wegen der orthopÃ¤dischen Beschwerden eine stationÃ¤re
Rehabilitationsleistung durchgefÃ¼hrt werden. Eine orthopÃ¤dische
RehabilitationsmaÃ�nahme sei aber Ã¼berhaupt nicht streitgegenstÃ¤ndlich.
Zudem sei zunÃ¤chst im Krankenhausbericht vom 23.06.2020 bestÃ¤tigt worden,
dass die streitgegenstÃ¤ndliche stationÃ¤re neurologische Anschlussrehabilitation
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auf Wunsch des Antragstellers beantragt worden sei, dann sei im Bericht vom
03.08.2020 eine neurologische Rehabilitationsleistung befÃ¼rwortet, im
Krankenhausbericht vom 18.09.2020 aber keine neurologische
Rehabilitationsleistung empfohlen worden, weil sich die neurologischen
Beschwerden gebessert hÃ¤tten. Nun wÃ¤re nach dem Befundbericht vom
27.01.2021 eine stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme wegen der degenerativen
RÃ¼ckenbeschwerden erforderlich. Die Antragsgegnerin sehe hierin ein sehr
wohlwollendes Attest. VÃ¶llig unverstÃ¤ndlich sei, dass ambulante MaÃ�nahmen
nicht stattfinden kÃ¶nnten. Zudem sei eine wesentliche Ã�nderung der Sachlage
eingetreten, da sich der Antragsteller aufgrund einer Corona-Virus-Infektion seit
dem 25.12.2020 im Krankenhaus in A-Stadt befinde. Eine stationÃ¤re geriatrische
Anschlussrehabilitation sei bereits mit Bescheid vom 21.01.2021 bewilligt worden;
der Verlauf dieser MaÃ�nahme bleibe abzuwarten. Derzeit stehe im
Behandlungsvordergrund eine geriatrische Reha nach Covid 19-Infektion. Eine
vorzeitige stationÃ¤re neurologische Anschlussrehabilitationsleistung sei
medizinisch nicht erforderlich, da ambulante MaÃ�nahmen derzeit ausreichend
seien. Im Ã�brigen sei die Behauptung, dass eine ambulante Versorgung am
Wohnort nicht ausreichend sei, erst dann glaubhaft gemacht, wenn ambulante
Krankenbehandlungen wie Rehabilitationssport, ambulante Heilmitteltherapie in
Form von neurologischer Krankengymnastik und ambulanter Ergotherapie auch
tatsÃ¤chlich stattgefunden hÃ¤tten. Wenn sich trotz regelmÃ¤Ã�iger
Inanspruchnahme der ambulanten Behandlungsalternativen eine deutliche
Verschlechterung zeige, kÃ¶nne der Antragsteller jederzeit erneut Leistungen zur
neurologischen Rehabilitation beantragen.

Der Chefarzt des Klinikums C-Stadt hat am 02.02.2021 mitgeteilt, dass die letzte
stationÃ¤re Immunglobulingabe vom 11. bis 12.12.2020 erfolgt sei und dann die
Entscheidung getroffen worden sei, die Immunglobulintherapie zunÃ¤chst
auszusetzen. Er befÃ¼rworte eine stationÃ¤re neurologische
Anschlussheilbehandlung, um den Therapieerfolg zu konsolidieren. Er halte
insbesondere eine intensive Physio- und Ergotherapie fÃ¼r sinnvoll, da der
Antragsteller in seiner Gehstrecke sehr eingeschrÃ¤nkt sei. Dazu drohe aufgrund
der massiv ausgeprÃ¤gten degenerativen WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen eine
fortgesetzte Abnahme der GehfÃ¤higkeit und eine weitere Chronifizierung der
Schmerzerkrankung. Der Antragsteller beklage auch eine alltagsrelevante
EinschrÃ¤nkung der Kraft beider HÃ¤nde. Eine stationÃ¤re Behandlung erscheine
durch die MultimorbiditÃ¤t des Antragstellers begrÃ¼ndet, sodass ihm die
kÃ¶rperliche Belastung einer ambulanten Rehabilitation nicht zugemutet werden
kÃ¶nne.

Die BevollmÃ¤chtigten des Antragstellers haben mit Schriftsatz vom 08.02.2021
eine Stellungnahme des Antragstellers vom selben Tag vorgelegt. Darin hat der
Antragsteller mitgeteilt, dass er nach seiner Corona-Erkrankung sehr geschwÃ¤cht
gewesen sei und deshalb einer geriatrischen Reha zugestimmt habe. Er mache in
der Reha tÃ¤glich gute Fortschritte und werde bei Entlassung in einem besseren
Gesundheitszustand sein als zuvor. Dies bedeute, dass er jederzeit in der Lage sei,
die dringend benÃ¶tigte Reha in Bad E. zu bewÃ¤ltigen, denn bei weiterem
Schwund seiner Muskulatur durch CIDP werde sich garantiert die Situation der
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starken BandscheibenvorfÃ¤lle im Brustwirbelbereich und im Halswirbelbereich
verstÃ¤rken. Was ambulante Behandlungen angehe, mÃ¼sste ihm die
Antragsgegnerin eine schriftliche Genehmigung fÃ¼r Einzelbehandlungen in Form
von Massagen, Gehtraining, Ergotherapie, Muskelaufbau, Bewegungsbad,
Gleichgewichtstraining und Alltagstraining erteilen, zusÃ¤tzlich die Genehmigung
fÃ¼r den Fahrdienst, um die ganzen Termine wahrnehmen zu kÃ¶nnen, und zudem
noch eine psychologische Betreuung, wenn ihm der ganze Stress zu viel werde. Ein
stationÃ¤rer Aufenthalt mit allen Behandlungen vor Ort sei wohl vorzuziehen.

Der Antragsteller beantragt (Schriftsatz vom 01.12.2020),
den Beschluss des SG NÃ¼rnberg vom 26.11.2020 abzuÃ¤ndern und die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
Antragsteller eine neurologische Anschlussheilbehandlung im Neurozentrum Dr. B.
in Bad E. zu bewilligen,
hilfsweise eine stationÃ¤re neurologische Anschlussheilbehandlung zu bewilligen.

Die Antragsgegnerin beantragt,
die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf die Verwaltungsakte der
Antragsgegnerin sowie auf die Gerichtsakten des Beschwerdeverfahrens und des
Antrags- und Klageverfahrens vor dem SG Bezug genommen.

II.

Die form- und fristgerechte Beschwerde ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 172 Abs. 1, 173
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), in der Sache aber unbegrÃ¼ndet. Die Beschwerde
gegen den Beschluss des SG NÃ¼rnberg vom 26.11.2020 ist zurÃ¼ckzuweisen. Ein
Anordnungsanspruch des Antragstellers kann ausgeschlossen werden.

1.Â  Streitgegenstand

Gegenstand des Verfahrens des einstweiligen Rechtsschutzes ist die GewÃ¤hrung
einer sich an den stationÃ¤ren Krankenhausaufenthalt des Antragstellers im
Klinikum C-Stadt im Juni 2020 anschlieÃ�enden Anschlussrehabilitation.

Bei der Bestimmung des Streitgegenstands sind folgende GrundsÃ¤tze zu beachten:

MaÃ�gebend fÃ¼r die Bestimmung des Streitgegenstands ist der geltend gemachte
prozessuale Anspruch, d.h. (Klage-)Antrag und Klage- bzw. Antragsgrund im Hinblick
auf einen bestimmten Sachverhalt (vgl. Bundessozialgericht â�� BSG -, Urteil vom
28.03.2013, B 4 AS 12/12 R â�� m.w.N.). Hiervon ausgehend wird der
Streitgegenstand durch den objektiven Regelungsgehalt des angefochtenen
Bescheids, ausgehend vom zugrunde liegenden Antrag, und das im Prozess geltend
gemachte Begehren bestimmt. ZulÃ¤ssiger Streitgegenstand ist also die
Schnittmenge von bescheidsmÃ¤Ã�ig getroffenen Regelungen einerseits und dem
prozessualen Begehren eines KlÃ¤gers andererseits.
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MaÃ�stab der Auslegung eines angefochtenen Bescheids ist der
EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen Beteiligten, der die ZusammenhÃ¤nge
berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde nach ihrem wirklichen Willen (Â§ 133
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch) erkennbar in ihre Entscheidung einbezogen hat (vgl.
BSG, Urteil vom 02.12.2010, B 9 V 2/10 R).

MaÃ�stab der Auslegung von ProzesserklÃ¤rungen ist ebenfalls der
EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen Beteiligten (vgl. BSG, Urteil vom
12.12.2013, B 4 AS 17/13), wobei der Grundsatz einer rechtsschutzgewÃ¤hrenden
Auslegung zu berÃ¼cksichtigen ist (vgl. Bundesfinanzhof, Beschluss vom
29.11.1995, X B 328/94). Verbleiben Zweifel, ist von einem umfassenden
Rechtsschutzbegehren auszugehen (vgl. BSG, Urteil vom 01.03.2011, B 1 KR 10/10
R), um dem Grundrecht des Art. 19 Abs. 4 Satz 1 Grundgesetz (GG) auf wirksamen
und mÃ¶glichst lÃ¼ckenlosen richterlichen Rechtsschutz gegen Akte der
Ã¶ffentlichen Gewalt sowie dem damit verbundenen Gebot der EffektivitÃ¤t des
Rechtsschutzes gerecht zu werden (vgl. Bundesverfassungsgericht â�� BVerfG -,
BeschlÃ¼sse vom 30.04.2003, 1 PBvU 1/02, und vom 03.03.2004, 1 BvR 461/03).
Entsprechendes gilt auch fÃ¼r die Auslegung von AntrÃ¤gen und ErklÃ¤rungen
gegenÃ¼ber VersicherungstrÃ¤gern; sofern AntrÃ¤ge/ErklÃ¤rungen unklar gefasst
sind, ist der VersicherungstrÃ¤ger gehalten, den Antrag den Zielen des Versicherten
gerecht werdend auszulegen und ggf. den Versicherten entsprechend zu beraten.

FÃ¼r den vorliegenden Fall bedeutet dies Folgendes:

Der streitgegenstÃ¤ndliche Antrag stellt einen Antrag auf eine
Anschlussrehabilitation dar, also eine in unmittelbarem Anschluss an die im Juni
2020 erfolgte Krankenhausbehandlung im Klinikum C-Stadt durchzufÃ¼hrende
Leistung der medizinischen Rehabilitation im Sinne des Â§ 40 Abs. 6 Satz 1
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch(SGB V).

Der aufgrund von zehn seit 2015 durchgefÃ¼hrten medizinischen
RehabilitationsmaÃ�nahmen (neun davon Anschlussrehabilitationen) in diese
Materie durchaus erfahrene und von einer fachkundigen Ehefrau (Ã�rztin fÃ¼r
OrthopÃ¤die in einer Klink, die auch Leistungen der medizinischen Rehabilitation
erbringt) beratene Antragsteller hat mit Eingang bei der Antragsgegnerin am
22.06.2020 unter Verwendung des Formblatts â��Antrag auf
Anschlussrehabilitationâ�� eine neurologische stationÃ¤re Anschlussrehabilitation
beantragt, wobei er den Wunsch geÃ¤uÃ�ert hat, die Anschlussrehabilitation im
Neurozentrum N., Bad E. durchfÃ¼hren zu dÃ¼rfen, wo er bereits in der
Vergangenheit eine Anschlussrehabilitation durchgefÃ¼hrt hatte. Auch dem
anliegenden Ã¤rztlichen Befundbericht â�� â��Anlage zum Antrag auf
Anschlussrehabilitationâ�� â�� ist zu entnehmen, dass der Antragsteller eine
Anschlussrehabilitation nach der fÃ¼r den 23.06.2020 geplanten Entlassung aus
der stationÃ¤ren Behandlung beantragt hat. Die Anschlussrehabilitation solle
frÃ¼hestens am 01.07.2020 erfolgen und wegen der MultimorbiditÃ¤t des
Antragstellers stationÃ¤r erfolgen.

Dieser Antrag kann, wie dies auch die Antragsgegnerin und der MDK im Rahmen
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seiner gutachtlichen Stellungnahmen getan haben, nur als Antrag auf eine
stationÃ¤re neurologische Anschlussrehabilitation im zeitlich unmittelbaren
Anschluss an die im Juni 2020 durchgefÃ¼hrte stationÃ¤re Behandlung im Klinikum
C-Stadt verstanden werden. Ein weitergehender Antrag auf medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahmen auch zu irgendeinem spÃ¤teren Zeitpunkt ist aufgrund
der konkreten Antragstellung des Antragstellers auszuschlieÃ�en; dass von diesem
Antrag eine spÃ¤ter, beispielsweise nach der letzten von sechs geplanten
Immunglobulingaben und damit nach dem Abschluss des Behandlungszyklus,
durchzufÃ¼hrende MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation nicht umfasst war,
ist offensichtlich erkennbar. Dies steht fÃ¼r den Senat aufgrund folgender
Ã�berlegungen zweifelsfrei fest:
* Der Antragsteller ist sehr rehaerfahren. Zudem wird er, wie dies der Antragsteller
wiederholt selbst zum Ausdruck gebracht, von einer Ehefrau beraten, die in einer
Klinik als Ã�rztin arbeitet, die auch MaÃ�nahmen der medizinischen Rehabilitation
erbringt. Es ist auszuschlieÃ�en, dass dem KlÃ¤ger nicht bewusst ist, was er mit
seinen mit Bedacht gewÃ¤hlten Formulierungen zum Ausdruck bringen will.
* Der Antragsteller hat mit seinem Widerspruch vom 21.07.2020 ganz klar zum
Ausdruck gebracht, dass er â��eine AHB gefordertâ�� habe, â��keine Rehaâ��.
Damit ist es ausgeschlossen, den Antrag des Antragstellers nicht (nur) als auf eine
Anschlussrehabilitation gerichtet zu verstehen, sondern auch auf eine stationÃ¤re
medizinische Rehabilitation, die nicht in einer Anschlussrehabilitation besteht und
damit zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt durchgefÃ¼hrt werden kann.
* Dem Antragsteller ging es auch gerade darum, unmittelbar an die im Juni 2020
durchgefÃ¼hrte stationÃ¤re Immunglobulingabe im Klinikum C-Stadt anschlieÃ�end
eine Anschlussrehabilitation zu erhalten. Dies ergibt sich zum einen bereits aus dem
dem Antrag beigelegten Ã¤rztlichen Befundbericht zur Anschlussrehabilitation. Dort
ist ausdrÃ¼cklich ein Beginn der Anschlussrehabilitation mit dem angegebenen
Datum â��frÃ¼hestens 01.07.2020â�� so beantragt/befÃ¼rwortet worden, dass
der Antrag nur so verstanden werden kann, dass die Anschlussrehabilitation noch
vor der fÃ¼r (Ende) Juli geplanten weiteren Immunglobulingabe durchgefÃ¼hrt
werden kann â�� und nicht erst nach Abschluss der letzten der sechs geplanten
Immunglobulingaben. Auch der spÃ¤tere Vortrag des Antragstellers bestÃ¤tigt
diese Auslegung des Antrags des Antragstellers. So haben seine BevollmÃ¤chtigten
im Rahmen der BeschwerdebegrÃ¼ndung vom 01.12.2020 mit Blick darauf, dass
zwischen den einzelnen Immunglobulingaben jeweils nur ein Zeitraum von knapp
einem Monat gelegen hat, ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass es â��ohne
weiteres mÃ¶glichâ�� gewesen wÃ¤re, â��zwischen den jeweiligen
Behandlungsterminen fÃ¼r die Immunglobulingabe eine stationÃ¤re Reha von drei
Wochen durchzufÃ¼hren.â�� Ob die insgesamt sechs, jeweils stationÃ¤r
durchgefÃ¼hrten Immunglobulingaben als Teil eines einheitlichen
Behandlungskonzepts zu betrachten sind oder nicht und ob eine
Anschlussrehabilitation nach jedem einzelnen stationÃ¤ren Aufenthalt zu
Immunglobulingaben aus medizinischer Sicht angezeigt sein kann oder ob eine
Anschlussrehabilitation erst nach Abschluss der letzten stationÃ¤ren
Immunglobulingabe medizinisch indiziert sein kann, ist fÃ¼r die Beurteilung der
Frage, wie der streitgegenstÃ¤ndliche Antrag des Antragstellers auszulegen ist,
ohne Bedeutung. Denn es ist auf das tatsÃ¤chlich Gewollte abzustellen, hier also
darauf, dass im Anschluss an die Immunglobulingabe im Juni 2020 eine

                            10 / 15



 

Anschlussrehabilitation stattfinden solle.

Diesen Antrag auf eine Anschlussrehabilitation nach der im Juni 2020
durchgefÃ¼hrten Immunglobulingabe hat die Antragsgegnerin sodann mit Bescheid
vom 30.06.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 21.09.2020 abgelehnt.
Dagegen hat sich der Antragsteller mit seinem Antrag auf einstweiligen
Rechtsschutz gewandt und die GewÃ¤hrung einer Anschlussrehabilitation
beantragt.

2. Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes â��
allgemein

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 und 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache, soweit
nicht die isolierte Anfechtungsklage die zutreffende Klageart ist, auf Antrag eine
einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr
besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
werden kÃ¶nnte; einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint.

Die GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes setzt einen Anordnungsanspruch,
also einen materiell-rechtlichen Anspruch auf die Leistung, zu der der
Antragsgegner im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes verpflichtet werden soll,
sowie einen Anordnungsgrund, nÃ¤mlich einen Sachverhalt, der die
EilbedÃ¼rftigkeit der Anordnung begrÃ¼ndet, voraus. Sowohl Anordnungsanspruch
als auch Anordnungsgrund sind gemÃ¤Ã� Â§ 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO)
i.V.m. Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG glaubhaft zu machen. Dabei stehen
Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund nicht isoliert nebeneinander, es besteht
vielmehr eine Wechselbeziehung derart, als die Anforderungen an den
Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit bzw. Schwere des
drohenden Nachteils (Anordnungsgrund) zu verringern sind und umgekehrt. Ist die
Klage in der Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, so ist der
Antrag auf einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund
grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist.
Ist die Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so vermindern
sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund. In der Regel ist dann dem Antrag
auf Erlass der einstweiligen Anordnung stattzugeben, auch wenn in diesem Fall
nicht gÃ¤nzlich auf einen Anordnungsgrund verzichtet werden kann. Soweit
Leistungen von existenzieller Bedeutung in Frage stehen und deshalb eine
erhebliche, Ã¼ber Randbereiche hinausgehende Verletzung in den Grundrechten,
die durch eine der Klage stattgebende Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr
beseitigt werden kann, droht, ist eine Versagung der GewÃ¤hrung einstweiligen
Rechtsschutzes nur dann mÃ¶glich, wenn die Sach- und Rechtslage abschlieÃ�end
geklÃ¤rt ist (vgl. BVerfG, Beschluss vom 14.09.2016, 1 BvR 1335/13). FÃ¼r eine
Entscheidung aufgrund einer sorgfÃ¤ltigen und hinreichend substantiierten
FolgenabwÃ¤gung ist nur dann Raum, wenn eine â�� nach vorstehenden
MaÃ�stÃ¤ben durchzufÃ¼hrende â�� RechtmÃ¤Ã�igkeitsprÃ¼fung auch unter
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BerÃ¼cksichtigung der KÃ¼rze der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren
regelmÃ¤Ã�ig zur VerfÃ¼gung stehenden Zeit nicht verwirklicht werden kann, was
von dem zur Entscheidung berufenen Gericht erkennbar darzulegen ist (vgl. BVerfG,
Beschluss vom 14.09.2016, 1 BvR 1335/13; weniger eindeutig: BVerfG, Beschluss
vom 06.08.2014, 1 BvR 1453/12). Dabei sind insbesondere die grundrechtlichen
Belange des Antragstellers umfassend in die AbwÃ¤gung einzustellen. Die
einstweilige Anordnung wird erlassen, wenn es dem Antragsteller unter
BerÃ¼cksichtigung der Interessen aller Beteiligten nicht zuzumuten ist, die
Entscheidung in der Hauptsache abzuwarten.

3.Â  PrÃ¼fung der Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einstweiligen
Rechtsschutzes im vorliegenden Fall

Ausgehend von den unter Ziff. 2 aufgezeigten GrundsÃ¤tzen ist dem Antragsteller
einstweiliger Rechtsschutz zu versagen, weil er die Voraussetzungen eines
Anordnungsanspruchs nicht nur nicht glaubhaft gemacht hat, sondern ein
Anordnungsanspruch sogar auszuschlieÃ�en ist.

3.1. Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation â�� allgemein

Versicherte haben Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, die
notwendig sind, um eine Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit abzuwenden, zu
beseitigen, zu mindern, auszugleichen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
ihre Folgen zu mildern (Â§ 11 Abs. 2 Satz 1 SGB V). Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation werden ambulant (Â§ 40 Abs. 1 SGB V) oder stationÃ¤r (Â§ 40 Abs. 2
SGB V) erbracht. Ambulante Rehabilitationsleistungen in
Rehabilitationseinrichtungen werden erbracht, wenn ambulante Krankenbehandlung
nicht ausreicht, um eine Behinderung oder PflegebedÃ¼rftigkeit abzuwenden, zu
beseitigen, zu mindern, auszugleichen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
ihre Folgen zu mildern (Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB V). StationÃ¤re Rehabilitation mit
Unterkunft und Verpflegung erbringt die Krankenkasse, wenn ambulante
Rehabilitationsleistungen in Rehabilitationseinrichtungen nicht ausreichen (Â§ 40
Abs. 2 Satz 1 SGB V), z.B. weil der Versicherte eine RehabilitationsmaÃ�nahme
benÃ¶tigt, die von Reha-Einrichtungen nur stationÃ¤r angeboten wird. Leistungen
nach Â§ 40 Abs. 1 und 2 SGB V kÃ¶nnen nicht vor Ablauf von vier Jahren nach
DurchfÃ¼hrung solcher oder Ã¤hnlicher Leistungen erbracht werden, deren Kosten
aufgrund Ã¶ffentlich-rechtlicher Vorschriften getragen oder bezuschusst worden
sind, es sei denn, eine vorzeitige Leistung ist aus medizinischen GrÃ¼nden
dringend erforderlich (Â§ 40 Abs. 3 Satz 4 SGB V).

Muss die Leistung zur medizinischen Rehabilitation, um ihren Zweck zu erfÃ¼llen,
im â��unmittelbaren Anschluss an die Krankenhausbehandlungâ�� (Â§ 40 Abs. 6
Satz 1 SGB V) erfolgen, handelt es sich um eine sogenannte
â��Anschlussrehabilitationâ��. Als â��unmittelbarâ�� im vorgenannten Sinne gilt
der Anschluss auch dann noch, wenn die MaÃ�nahme innerhalb von 14 Tagen
beginnt, es sei denn, die Einhaltung dieser Frist ist aus zwingenden tatsÃ¤chlichen
oder medizinischen GrÃ¼nden nicht mÃ¶glich (Â§ 40 Abs. 6 Satz 1, Halbsatz 2 SGB
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V). Zu der Anschlussrehabilitation nach Â§ 40 Abs. 6 Satz 1 SGB V gehÃ¶ren in
erster Linie die Anschlussheilbehandlungen, die in eine der von der Praxis als
Arbeitshilfe festgelegten (zur Zeit 13) Indikationsgruppen fallen (vgl. den AHB-
Indikationskatalog der Deutschen Rentenversicherung Bund, Stand 12/2017 â�� htt
ps://www.deutsche-
rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Experten/infos_fuer_aer
zte/ahb_indikationskatalog.htm). In der Regel handelt es sich um Krankheiten eines
hÃ¶heren Schweregrades mit gravierenden Folgen, aus denen sich hohe
Anforderungen an die Rehabilitationseinrichtung ergeben (vgl. WaÃ�er, in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl. Stand: 15.06.2020, Â§ 40, Rdnr. 64;
Kanter/Zipperer, in: Orlowski/Remmert, SGB V, Stand 12/2020, Â§ 40, Rdnr. 148).
Ein zwingender tatsÃ¤chlicher Grund, der das Ã�berschreiten der 14-Tages-Frist
zulÃ¤sst, kann z.B. das Fehlen eines freien Platzes in einer geeigneten Einrichtung
darstellen, ein medizinischer Grund fÃ¼r die FristÃ¼berschreitung die fehlende
sofortige RehabilitationsfÃ¤higkeit (vgl. WaÃ�er, a.a.O., Â§ 40, Rdnr. 108). Um noch
von einem Zusammenhang zwischen RehabilitationsmaÃ�nahme und
vorhergegangenem Krankenhausaufenthalt ausgehen zu kÃ¶nnen, darf aber eine
Obergrenze von sechs Wochen grundsÃ¤tzlich nicht Ã¼berschritten werden (vgl.
Kanter/Zipperer, a.a.O., Â§ 40, Rdnr. 151).

3.2. Anordnungsanspruch

Unter Zugrundelegung der vorstehend dargestellten Voraussetzungen ist ein
materieller Anspruch des Antragstellers auf eine Anschlussrehabilitation im
Anschluss an den stationÃ¤ren Aufenthalt des Antragstellers im Juni 2020 â�� und
damit ein Anordnungsanspruch â�� schon aus ZeitgrÃ¼nden ausgeschlossen.

Bereits zum Zeitpunkt der Beantragung einstweiligen Rechtsschutzes beim SG am
13.10.2020 hatte sich das Begehren des Antragstellers auf eine
Anschlussrehabilitation im Anschluss an den stationÃ¤ren Aufenthalt des
Antragstellers im Juni 2020 durch Zeitablauf erledigt (vgl. LSG Berlin-Brandenburg,
BeschlÃ¼sse vom 21.12.2016, L 9 KR 463/16 B ER, und vom 05.12.2017, L 9 KR
413/17 B ER). Dies ist unabhÃ¤ngig davon, ob als zeitliche Grenze, innerhalb derer
eine Krankenkasse verpflichtet werden kann, eine Anschlussrehabilitation zu
gewÃ¤hren, eine 14-Tages- oder eine Sechs-Wochen-Frist angenommen wird. Denn
am 13.10.2020 waren auch sechs Wochen sei der Ende Juni beendeten stationÃ¤ren
Immunglobulingabe verstrichen. Eine weitere VerlÃ¤ngerung der Sechs-Wochen-
Frist aus dem Grund, weil sich das Widerspruchsverfahren Ã¼ber diesen Zeitraum
hinaus erstreckt hat, kommt nicht in Betracht. Denn es kann aufgrund medizinisch-
fachlicher Ã�berlegungen ausgeschlossen werden, dass eine ihrer Natur nach
dringend und zeitnah nach einer Krankenhausbehandlung durchzufÃ¼hrende
Rehabilitationsleistung dann noch ihren Zweck erfÃ¼llen kann, wenn ein lÃ¤ngerer
Zeitraum verstrichen ist, unabhÃ¤ngig davon, ob die MaÃ�nahme ursprÃ¼nglich,
also rechtzeitig durchgefÃ¼hrt, angezeigt gewesen wÃ¤re. Dazu kommt im
vorliegenden Fall, dass mit dem Beginn der nÃ¤chsten stationÃ¤ren
Immunglobulingabe im Juli ein potentieller Zusammenhang zwischen der
Immunglobulingabe im Juni und einer sich daran anschlieÃ�enden
Anschlussrehabilitation ohnehin unterbrochen und damit ausgeschlossen ist.
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Da somit ein Anspruch auf eine Anschlussrehabilitation im Anschluss an den
stationÃ¤ren Aufenthalt des Antragstellers im Juni 2020 schon zum Zeitpunkt der
Beantragung einstweiligen Rechtsschutzes beim SG und erst recht nicht spÃ¤ter
vorgelegen hat, ist ein Anordnungsanspruch, wie er fÃ¼r die GewÃ¤hrung
einstweiligen Rechtsschutzes erforderlich ist, ausgeschlossen. Eine
GÃ¼terabwÃ¤gung hat der Senat nicht mehr anzustellen.

Lediglich der VollstÃ¤ndigkeit halber wird auf Folgendes hingewiesen:
Dem Senat ist bewusst, dass gerichtlichem Rechtsschutz zur Durchsetzung eines
Anspruchs auf eine Anschlussrehabilitation enge zeitliche Grenzen gesetzt sind.
Darin kann aber keine Verletzung des JustizgewÃ¤hrleistungsanspruchs des Art. 19
Abs. 4 GG gesehen werden (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom
05.12.2017, L 9 KR 413/17 B ER). Denn die faktisch eingeschrÃ¤nkte
RechtsschutzmÃ¶glichkeit liegt in der Natur der Sache, nÃ¤mlich der engen
zeitlichen Bindung der Anschlussrehabilitation an die vorangegangene stationÃ¤re
Krankenhausbehandlung. Dass die Inanspruchnahme gerichtlichen
Eilrechtsschutzes daher nur in sehr engen Grenzen mÃ¶glich ist, muss
hingenommen werden. Im Ã�brigen ist auch zu bedenken, dass eine zeitliche
Ausweitung der MÃ¶glichkeiten einstweiligen Rechtsschutzes auch nicht im Sinne
der Gesundheitsinteressen der betroffenen Versicherten sinnvoll und geboten
wÃ¤re. Denn eine erst mit deutlichem zeitlichem Abstand durchgefÃ¼hrte
Anschlussrehabilitation kÃ¶nnte gerade wegen dieses Abstands ihrer medizinischen
Zielsetzung nicht mehr gerecht werden. Selbst dann, wenn ursprÃ¼nglich ein
Anspruch auf eine Anschlussrehabilitation bestanden hat, kann daher ein
Antragsteller im gerichtlichen Eilrechtsschutz â�� und genauso im Verfahren der
Hauptsache â�� allein wegen Zeitablaufs verlieren. In einem solchen Fall gleichwohl
die begehrte Anschlussrehabilitation zuzusprechen, wÃ¼rde bedeuten, allein wegen
eines (ursprÃ¼nglich) â��Rechthabensâ�� auf Kosten der
Versichertengemeinschaft eine Leistung zuzusprechen, fÃ¼r die kein sachlicher
Grund mehr besteht. DarÃ¼ber hinaus besteht auch die MÃ¶glichkeit der
Beantragung einer vorzeitigen (allgemeinen) Rehabilitation im Sinne von Â§ 40 Abs.
2 SGB V.
Â 
AbschlieÃ�end weist der Senat der Klarstellung halber, ohne dass dies fÃ¼r die
Entscheidung von Bedeutung wÃ¤re, noch auf Folgendes hin:
*Â  Selbst dann, wenn der Antragsteller den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
rechtzeitig gestellt hÃ¤tte und sich der Antrag auf eine Anschlussrehabilitation
daher noch nicht durch Zeitablauf erledigt hÃ¤tte, hÃ¤tte dieser Antrag keine
Aussicht auf Erfolg gehabt. Denn die Notwendigkeit einer Anschlussrehabilitation
ist, soweit dies aus den vorliegenden Unterlagen ersichtlich ist, nicht angezeigt
gewesen. Dies hat nicht nur der MDK in seiner sozialmedizinischen Stellungnahme
vom 26.06.2020, sondern auch der Chefarzt des Klinikums C-Stadt in seinem
Schreiben vom 13.11.2020 bestÃ¤tigt. Dort hat dieser eine stationÃ¤re
neurologische Anschlussheilbehandlung zum damaligen Zeitpunkt als â��eher nicht
sinnvollâ�� bezeichnet und eine solche erst fÃ¼r die Zeit â��nach Abschluss des
Immunglobulin-Zyklusâ�� also nach der sechsten Immunglobulingabe â�� im
Dezember 2020 â�� fÃ¼r â��mÃ¶glicherweiseâ�� erforderlich bezeichnet. Dies
steht in Ã�bereinstimmung mit dem Hinweis im Arztbrief des Klinikums C-Stadt vom
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23.06.2020, wonach â��auf Wunsch des Patienten Antrag auf neurologische AHB
gestelltâ�� worden sei, fÃ¼r den Senat eine klare BestÃ¤tigung dessen, dass die
behandelnden Ã�rzte eine Anschlussrehabilitation damals aus fachlicher Sicht nicht
befÃ¼rworten konnten und den Antrag daher nur zur ErfÃ¼llung von
Begehrlichkeiten des KlÃ¤gers gestellt haben.
*Â  Die Frage, ob dem Antragsteller eine (vorzeitige) stationÃ¤re neurologische
Rehabilitation im Sinne von Â§ 40 Abs. 2 SGB V zu gewÃ¤hren wÃ¤re, war einer
KlÃ¤rung im vorliegenden Verfahren nicht zugÃ¤nglich. Denn insofern fehlte es
aufgrund der unzweideutigen Antragstellung des Antragstellers an einem an die
Antragsgegnerin gerichteten Antrag, der einen einstweiligen Rechtsschutz
erÃ¶ffnen kÃ¶nnte.

Die Beschwerde musste daher erfolglos bleiben.

Die Kostenentscheidung folgt aus der entsprechenden Anwendung des Â§ 193 SGG.
Sie orientiert sich am Unterliegen des Antragstellers (Erfolgsprinzip). Eine Korrektur
unter dem Gesichtspunkt des Veranlassungsprinzips wÃ¤re nur dann angezeigt
gewesen, wenn der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz bei seiner Einreichung
zunÃ¤chst begrÃ¼ndet gewesen wÃ¤re und der Anordnungsanspruch erst im Laufe
des Verfahrens durch Zeitablauf entfallen wÃ¤re. Dies war aber vorliegend nicht der
Fall; schon zur Zeit der Einreichung des Antrags auf einstweiligen Rechtsschutz
(beim SG) hatte sich das Begehren des Antragstellers durch Zeitablauf erledigt.

Der Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG). Â 

Erstellt am: 21.12.2021

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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